Deutscher Bundestag 

16. Wahlperiode 


Drucksache 16/8696 


02 . 04 . 2008 


Gesetzentwurf 

des Bundesrates 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Bundesnotarordnung 
und anderer Gesetze 


A. Problem und Ziel 

Baden-Württemberg möchte die Strukturen des Notariats im Land reformieren. 
Mit dem flächendeckenden Wechsel vom Amtsnotariat hin zum Notariat zur 
hauptberuflichen Amtsausübung, das Ziel der Reformen sein soll, lässt sich in 
allen Teilen des Landes dauerhaft ein funktionsfähiges und leistungsstarkes 
Notariat gewährleisten. Mit dem Übergang zur Regelform des Notariats erhalten 
die Notare im Landesdienst und Notarvertreter eine klare Perspektive für die 
Zukunft. Schließlich trägt der Systemwechsel den Anforderungen Rechnung, 
die das Europarecht an die Erbringung notarieller Leistungen stellt. 


B. Lösung 

Der Übergang vom Amtsnotariat zu einem Notariat zur hauptberuflichen Amts- 
ausübung bedarf der Änderung von Bundesgesetzen, insbesondere der Bundes- 
notarordnung, die in zwei Schritten erfolgen soll und nach Artikel 138 des 
Grundgesetzes (GG) unter dem Vorbehalt der Zustimmung der Regierung des 
Landes Baden-Württemberg steht. 

Der Gesetzentwurf hat die notwendigen Änderungen des Bundesrechts zum Ge- 
genstand. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Der Gesetzentwurf belastet den Bundeshaushalt unmittelbar nicht. 

Das Land Baden-Württemberg wird im Zuge der Strukturreform nicht mehr auf 
Einnahmen aus Staatsanteilen an Notargebühren zurückgreifen können. Auf der 
anderen Seite wird das Land die weitere Besoldung der Notare im Landesdienst 
und die Kosten für deren Aus- und Fortbildung sparen und künftig weder für die 
Sachausstattung der Notariate noch für deren Unterbringung aufkommen müs- 
sen. 

Die baden-württembergischen Gemeinden werden finanziell entlastet. 
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E. Sonstige Kosten 

Der Wirtschaft entstehen keine Kosten. 

Auswirkungen des Gesetzes auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepubi.ik Deutschi.and 


Berlin, oZ > April 2008 


DIE BUNDESKANZLERIN 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr, Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 841. Sitzung am 15. Februar 2008 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Bundesnotarordnung 
und anderer Gesetze 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Bundesnotarordnung 
und anderer Gesetze 


Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Bundesnotarordnung 

Die Bundesnotarordnung vom 24. Februar 1961 in der im 
Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 303-1, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch . . ., 
wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 14 wird wie folgt gefasst: 

„§ 114 

Für das Land Baden-Württemberg gelten folgende be- 
sondere Vorschriften: 

(1) Neben Notaren nach § 3 Abs. 1 körmen Notare im 
Landesdienst bestellt werden. 

(2) Notare im Landesdienst, die sich um eine Bestel- 
lung zum Notar nach § 3 Abs. 1 bewerben, stehen Bewer- 
bern gleich, die einen dreijährigen Anwärterdienst als 
Notarassessor geleistet haben und sich im Anwärter- 
dienst des Landes Baden-Württemberg befinden. Das 
Gleiche gilt für Personen, welche die Voraussetzungen 
für die Ernennung zum Bezirksnotar erfüllen. § 5 zweiter 
Halbsatz gilt insoweit nicht. § 6 Abs. 3 gilt mit der Maß- 
gabe, dass auch der berufliche Werdegang der Bewerber 
zu berücksichtigen ist, vor allem die im Justizdienst des 
Landes erbrachten Leistungen. 

(3) Dieses Gesetz gilt für die Notare im Landesdienst 
nicht. Die Vorschriften über ihre Dienstverhältnisse, ihre 
Zuständigkeit und das von ihnen bei ihrer Amtstätigkeit 
zu beachtende Verfahren einschließlich des Rechtsmittel- 
zugs bleiben unberührt. 

(4) Die Notare im Landesdienst sind berechtigt, einer 
in Baden- Württemberg gebildeten Notarkammer als Mit- 
glieder ohne Stimmrecht beizutreten. Dem Vorstand einer 
Notarkammer, der Notare im Landesdienst angehören, 
gehört für das badische und für das württembergische 
Rechtsgebiet je ein Notar im Landesdienst an, der nicht 
stimmberechtigt ist. Er nimmt auch an den Vertreterver- 
sammlungen der Bundesnotarkammer ohne Stimmrecht 
teil. Der Notar im Landesdienst und sein Vertreter werden 
von den Notaren im Landesdienst nach Rechtsgebieten 
aus dem Kreis derjenigen Notare im Landesdienst ge- 
wählt, die der Notarkammer beigetreten sind. 

(5) Zugang zum Anwärterdienst im Sinne des § 7 hat 
auch, wer die Befähigung für die Laufbahn des Bezirks- 
notars besitzt. Die Landesjustizverwaltung kann davon 
absehen, Personen mit Befähigung zum Richteramt nach 
dem Deutschen Richtergesetz in den Anwärterdienst zu 


übernehmen, wenn geeignete Bewerber mit Befähigung 
für die Laufbahn des Bezirksnotars nach Satz 1 zur Ver- 
fügung stehen; die Auswahl unter solchen Bewerbern ist 
nach der persönlichen und fachlichen Eignung unter be- 
sonderer Berücksichtigung des Ergebnisses der Lauf- 
bahnprüfiing vorzunehmen. Wer einen dreijährigen An- 
wärterdienst geleistet hat und sich im Anwärterdienst des 
Landes Baden-Württemberg befindet, gilt als befähigt im 
Sinne des § 5.“ 

2. § 1 1 5 wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Änderung der Bundesnotarordnung 

§ 114 der Bundesnotarordnung vom 24. Februar 1961 in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
303-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt 
durch Artikel 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

,§ 114 

Für das Land Baden-Württemberg gelten folgende beson- 
dere Vorschriften: 

(1) Es werden Notare nach § 3 Abs. 1 bestellt. 

(2) Wer am 31. Dezember 2017 als Notar im Landesdienst 
oder Notarvertreter im Sinne des baden-württembergischen 
Landesgesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit bei den 
Abteilungen „Beurkundung und vorsorgende Rechtspflege“ 
der staatlichen Notariate tätig ist, gilt als am 1. Januar 2018 
zum Notar im Sinne des § 3 Abs. 1 bestellt. Amtssitz dieser 
Notare ist der Sitz des staatlichen Notariats im Sirme des Sat- 
zes 1 am 31. Dezember 2017, Amtsbereich der Bezirk des 
Landgerichts, in dem das staatliche Notariat am 
31. Dezember 2017 seinen Sitz hat. Eine Änderung des 
Amtssitzes und des Amtsbereichs erfolgt nach Maßgabe der 
§§10 und 10a. Die Landesjustizverwaltung erteilt als Nach- 
weis über die Bestellung eine Bestallungsurkunde. § 13 gilt 
entsprechend. 

(3) Den Notaren im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 werden 
die von ihnen bei den Abteilungen „Beurkundung und vor- 
sorgende Rechtspflege“ der staatlichen Notariate geführten 
Akten und Bücher in Verwahrung gegeben. § 5 1 Abs. 1 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend. Für die bei den Abteilungen „Frei- 
willige Gerichtsbarkeit“ der staatlichen Notare für die Tätig- 
keit nach § 3 Abs. 1 des baden-württembergischen Landes- 
gesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit geführten 
Akten und Bücher gelten die Vorschriften über die Verwah- 
rung von Akten und Büchern durch die Amtsgerichte ent- 
sprechend. 

(4) Personen, die am 31. Dezember 2017 zum Notar im 
Landesdienst bestellt waren oder die Voraussetzungen für 
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die Ernennung zum Bezirksnotar erfüllten und sich um eine 
Bestellung zum Notar nach § 3 Abs. 1 bewerben, stehen Be- 
werbern gleich, die einen dreijährigen Anwärterdienst als 
Notarassessor geleistet haben und sich im Anwärterdienst 
des Landes Baden- Württemberg befinden. § 5 zweiter Halb- 
satz gilt insoweit nicht. § 6 Abs. 3 gilt mit der Maßgabe, dass 
auch der berufliche Werdegang der Bewerber zu berücksich- 
tigen ist, vor allem die im Justizdienst des Landes erbrachten 
Leistungen. 

(5) Zugang zum Anwärterdienst im Sirme des § 7 hat 
auch, wer am 31. Dezember 2017 die Befähigung für die 
Laufbahn des Bezirksnotars besaß. Die Landesjustizverwal- 
tung kann davon absehen, Personen mit Befähigung zum 
Richteramt nach dem Deutschen Richtergesetz in den An- 
wärterdienst zu übernehmen, wenn geeignete Bewerber mit 
Befähigung für die Laufbahn des Bezirksnotars nach Satz 1 
zur Verfügung stehen; die Auswahl unter solchen Bewerbern 
ist nach der persönlichen und fachlichen Eignung unter be- 
sonderer Berücksichtigung des Ergebnisses der Laufbahn- 
prüfung vorzunehmen. Wer einen dreijährigen Anwärter- 
dienst geleistet hat und sich im Anwärterdienst des Landes 
Baden-Württemberg befindet, gilt als befähigt im Sinne des 
§5. 

(6) Richter und Beamte des Landes Baden-Württemberg, 
die am 31. Dezember 2017 zum Notar im Landesdienst oder 
Notarvertreter bestellt waren, können zur Unterstützung der 
Aufsichtsbehörden bei der Prüfung und Überwachung der 
Amtsführung der Notare und des Dienstes der Notarassesso- 
ren berufen werden.“ 

Artikel 3 

Aufhebung des Gesetzes über die Ermäehtigung 
des Landes Baden-Württemberg 
zur Reehtsbereinigung 

Das Gesetz über die Ermächtigung des Landes Baden- 
Württemberg zur Rechtsbereinigung vom 17. Dezember 
1974 (BGBl. 1 S. 3602) wird aufgehoben. 

Artikel 4 

Änderung des Geriehtsverfassungsgesetzes 

ln § 23c Satz 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. 1 
S. 1077), das zuletzt durch ... geändert worden ist, werden 
nach dem Wort „Unterbringungs-“ ein Komma und das Wort 
„Nachlass-“ eingefügt. 

Artikel 5 

Änderung des Reehtspflegergesetzes 

§ 35 des Reehtspflegergesetzes vom 5. November 1969 
(BGBl. 1 S. 2065), das zuletzt durch . . . geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. ln Absatz 1 werden die Wörter „des badischen Rechts- 
gebiets“ gestrichen und nach der Angabe „§ 3 Nr. 1 
Buchstaben f, h und i“ ein Komma und die Wörter „nach 
§ 3 Nr. 2 Buchstabe a vorbehaltlich des § 14 dieses Ge- 
setzes“ eingefügt. 


2. Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Über Erinnerungen nach § 1 1 Abs. 2 Satz 3 entscheidet 
der Richter des Amtsgerichts, in dessen Bezirk das Nota- 
riat oder Grundbuchamt seinen Sitz hat.“ 


Artikel 6 

Änderung des Reehtspflegergesetzes 

Das Rechtspflegergesetz vom 5. November 1969 (BGBl. 1 
S. 2065), zuletzt geändert durch Artikel 5 dieses Gesetzes, 
wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 33 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Erledigt ein Beamter des Justizdienstes nach Ab- 
satz 2 Vormundschafts- und Betreuungssachen nach § 3 

Nr. 2 Buchstabe a oder nimmt er Aufgaben nach § 3 Nr. 2 

Buchstabe c wahr, gelten § 14 Abs. 1 Nr. 4 bis 6, 7, 8 und 

16 und § 16 nicht. Dem Richter bleiben Vorbehalten: 

1 . die Genehmigung für den Antrag auf Scheidung oder 
Aufhebung der Ehe durch den gesetzlichen Vertreter 
eines geschäftsunfähigen Ehegatten nach § 607 
Abs. 2 Satz 2 der Zivilprozessordnung, 

2. die vormundschaftsgerichtlichen Aufgaben bei der 
Annahme als Kind nach den §§ 1741 bis 1772 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs und § 56f Abs. 2 des 
Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit sowie nach dem Adoptionswirkungs- 
gesetz, 

3. die Genehmigung einer Freiheitsentziehung nach 
§ 1800i. V.m.§ 1631b, den §§ 1906 und 1915 Abs. 1 
i. V. m. den §§ 1800, 1631b des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs, die Anordnung einer Freiheitsentziehung auf 
Grund der §§ 1846, 19081 Abs. 1 Satz 1 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs oder des § 68b Abs. 3 und 4 des 
Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, die Anordnung einer Vorführung 
nach § 68 Abs. 3 des Gesetzes über die Angelegenhei- 
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sowie alle Ent- 
scheidungen in Unterbringungssachen; dies gilt je- 
weils auch bei Unterbringung durch einen 
Bevollmächtigten, 

4. die Anordnung, Erweiterung oder Aufhebung eines 
Einwilligungsvorbehalts sowie die Bestellung eines 
Betreuers oder Pflegers auf Grund dienstrechtlicher 
Vorschriften, 

5. die nach § 1596 Abs. 1 Satz 3 und den §§ 1904, 1905 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs erforderlichen Geneh- 
migungen sowie die Anordnung einer Pflegschaft und 
die Bestellung eines Pflegers für Minderjährige oder 
für Betreute zur Entscheidung über die Ausübung des 
Zeugnisverweigerungsrechts eines Minderjährigen 
oder Betreuten bei Verhinderung des gesetzlichen 
Vertreters und 

6. der Erlass einer Maßregel in Bezug auf eine Unter- 
suchung des Gesundheitszustandes, eine Heilbehand- 
lung oder einen ärztlichen Eingriff nach den §§ 1846, 
1908i Abs. 1 Satz 1 und § 1915 Abs. 1 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs.“ 

2. Die §§ 35 und 36 werden aufgehoben. 
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Artikel 7 

Änderung des Beurkundungsgesetzes 

§ 61 Abs. 4 und § 64 des Beurkundungsgesetzes vom 
28. August 1969 (BGBl. 1 S. 1513), das zuletzt durch ... ge- 
ändert worden ist, werden aufgehoben. 

Artikel 8 

Änderung der Grundbuehordnung 

§ 143 der Grundbuchordnung in der Fassung der Be- 
kaimtmachung vom 26. Mai 1994 (BGBl. IS. 1114), die zu- 
letzt durch . . . geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„§ 143 

ln Baden-Württemberg können mit der Führung der 
Grundbücher nicht betraute Behörden bestimmt werden, bei 
denen Einsicht in das maschinell geführte Grundbuch nach 
Maßgabe des § 132 genommen werden kann. Das Nähere 
regelt das Landesrecht.“ 

Artikel 9 

Änderung der Kostenordnung 

Die Kostenordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, 
Gliederungsnummer 361-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 142 wird aufgehoben. 

2. § 143 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden die Wörter „Fließen die Gebühren 
für die Tätigkeit des Notars diesem selbst zu, so fin- 
den die folgenden Vorschriften des Ersten Teils“ 
durch die Wörter „Die folgenden Vorschriften des 
Ersten Teils finden“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „auf den Notar, 
dem die Gebühren für seine Tätigkeit selbst zuflie- 
ßen“ gestrichen. 

3. ln § 144 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „, dem die Ge- 
bühren für seine Tätigkeit selbst zufließen,“ gestrichen. 

4. ln § 144a Satz 1 werden die Wörter „dem Notar für seine 
Tätigkeit selbst zufließen und“ gestrichen. 

5. § 151 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 werden die Wörter „, dem die Gebühren für 
seine Tätigkeit selbst zufließen,“ gestrichen. 

b) Satz 2 wird gestrichen. 


6. ln § 152 Abs. 1 werden die Wörter „, dem die Gebühren 
für seine Tätigkeit selbst zufließen,“ gestrichen. 

7. § 153 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „, dem die Ge- 
bühren für seine Tätigkeit selbst zufließen,“ gestri- 
chen. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

8. ln § 154 Abs. 1 werden die Wörter „Fließen die Kosten 
dem Notar selbst zu, so dürfen sie“ durch die Wörter „Die 
Kosten des Notars dürfen“ ersetzt. 

Artikel 10 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 2005 

§ 2 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 des Umsatzsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 2005 
(BGBl. 1 S. 386), das zuletzt durch ... geändert worden ist, 
wird gestrichen. 

Artikel 11 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

§ 37 Abs. 2 Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 6. August 2002 (BGBl. 1 
S. 3020), das zuletzt durch . . . geändert worden ist, wird wie 
folgt gefasst: 

„ln Landesbesoldungsordnungen R können die Ämter der 
Richter und Staatsanwälte am Bayerischen Obersten Lan- 
desgericht einschließlich des Präsidenten und seines ständi- 
gen Vertreters geregelt werden.“ 

Artikel 12 

Schlussvorschriften 

(1) Die Artikel 1, 4 und 5 treten am Tag nach der Verkün- 
dung in Kraft. § 6b Abs. 3 der Bundesnotarordnung gilt 
nicht, soweit durch Artikel 1 Änderungen beim Zugang zum 
Amt des Notars nach § 3 Abs. 1 der Bundesnotarordnung ge- 
schaffen werden. 

(2) Die Artikel 2 bis 3 und 6 bis 11 treten am 1 . Januar 
2018 in Kraft. 

Zu diesem Gesetz hat die Regierung des Landes Baden- Württemberg die 
nach Artikel 138 des Grundgesetzes erforderliche Zustimmung erteilt. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1. Zielsetzung 

Baden-Württemberg möchte die Strukturen des Notariats im 
Land reformieren. Mit dem flächendeckenden Wechsel vom 
Amtsnotariat hin zum Notariat zur hauptberuflichen Amts- 
ausübung, das Ziel der Reformen sein soll, lässt sich in allen 
Teilen des Landes dauerhaft ein funktionsfähiges und leis- 
tungsstarkes Notariat gewährleisten. Mit dem Übergang zur 
Regelform des Notariats erhalten die Notare im Landes- 
dienst und Notarvertreter eine klare Perspektive für die Zu- 
kunft. Schließlich trägt der Systemwechsel den Anforderun- 
gen Rechnung, die das Europarecht an die Erbringung 
notarieller Leistungen stellt. 

Aus historischen Gründen sind in Baden-Württemberg 
Notare zur hauptberuflichen Amtsausübung und Notare im 
Nebenberuf im Sinne des § 3 der Bundesnotarordnung 
(BNotO) nur in geringer Zahl tätig. Sowohl im Bereich der 
Beurkundung und vorsorgenden Rechtspflege als auch im 
Bereich der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird ein Großteil 
der Aufgaben durch Notare im Landesdienst - nach dem 
Sprachgebrauch der Bundesnotarordnung bisher: Notare im 
Landesdienst im badischen Rechtsgebiet und Bezirksnotare 
im württembergischen Rechtsgebiet - erledigt. Diese Notare 
im Landesdienst sind Beamte, werden nach beamtenrecht- 
lichen Grundsätzen besoldet und führen Anteile am Gebüh- 
renaufkommen, das sie nach der Kostenordnung erwirt- 
schaften, an das Land Baden-Württemberg ab. Die Kosten 
für das Personal der staatlichen Notariate belasten als Ausga- 
ben den Landeshaushalt. Gleiches gilt fär die Kosten der 
sachlichen Ausstattung. 

Für Baden- Württemberg bietet die Reform des Notariats die 
Chance, eine überholte Rechtszersplitterung im Land selbst 
und gegenüber dem restlichen Bundesgebiet zu bereinigen, 
in dem Notare zur hauptberuflichen Amtsausübung qualita- 
tiv hervorragende Arbeit leisten. 

2. Inhalt 

Nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG erstreckt sich die konkur- 
rierende Gesetzgebung des Bundes auf das Notariat. Der 
Bundesgesetzgeber hat von seiner Gesetzgebungszuständig- 
keit durch Erlass der Bundesnotarordnung umfassend 
Gebrauch gemacht. Dabei hat er in den §§ 114 bis 116 
BNotO die historisch gewachsenen Strukturen des Landes 
Baden-Württemberg anerkannt und bewahrt. Er hat sie in das 
bundesgesetzliche Rahmenwerk eingefügt. Eine Änderung 
des Status quo in Richtung der Regelform der Bundesnotar- 
ordnung bedarf mithin einer Änderung von Bundesgesetzen, 
insbesondere der Bundesnotarordnung, die nach Artikel 138 
GG unter dem Vorbehalt der Zustimmung der Landesregie- 
rung Baden-Württembergs steht. 

Der Gesetzentwurf hat die Änderungen des Bundesrechts 
zum Gegenstand, die mit einer Strukturreform des Notariats 
in Baden- Württemberg einherzugehen haben. Er geht von 
einem gestuften Systemwechsel aus: Zunächst schafft er die 
Voraussetzungen, um die Strukturreform durch eine Reorga- 


nisation der staatlichen Notariate vorzubereiten. Sodann 
bewirkt er den Systemwechsel zu einem Stichtag per Gesetz. 
Durch Gesetz werden zu einem Stichtag die Notare im Lan- 
desdienst und Notarvertreter im Sinne des § 17 Abs. 4 des 
baden-württembergischen Landesgesetzes über die freiwil- 
lige Gerichtsbarkeit, die dies wünschen, nach Maßgabe des 
Bedarfs zu Notaren zur hauptberuflichen Amtsausübung be- 
stellt. Zugleich gehen durch Gesetz die Aufgaben der staat- 
lichen Notariate und Grundbuchämter im Bereich der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit auf die Amtsgerichte über. 

Der Systemwechsel steht auch insoweit, als die im Landes- 
dienst verbleibenden Notare und Notarvertreter betroffen 
sind, mit Grundsätzen des Verfassungsrechts in Einklang: 

Im Anwendungsbereich des Artikels 33 Abs. 5 GG sind ge- 
setzliche Regelungen möglich, die das Tätigkeitsfeld des 
Beamten verändern. Ein Grundsatz der Wahrung des Besitz- 
stands schlechthin karm Artikel 33 Abs. 5 GG nicht entnom- 
men werden (vgl. BVerfG, Beschluss vom 2. Dezember 
1958 - 1 BvL 27/55 -, BVerfGE 8, 332 <342 ff.>; Beschluss 
vom 30. März 1977 - 2 BvR 1039/75, 2 BvR 1045/75 -, 
BVerfGE 44, 249 <263>). Ein „Recht am Amt“ im Sirme ei- 
nes Rechts auf unveränderte und ungeschmälerte Ausübung 
der übertragenen dienstlichen Aufgaben gehört nicht zu den 
Grundsätzen im Sinne des Artikels 33 Abs. 5 GG (vgl. 
BVerfG, Beschluss vom 2. Dezember 1958, a. a. O., S. 344 £; 
Urteil vom 8. Februar 1977- 1 BvR 79/70, 1 BvR 278/70, 
1 BvR 282/70 -, BVerfGE 43, 242 <277, 282>; Beschluss 
vom 7. November 1979, 2 BvR 513/73, 2 BvR 558/74 -, 
BVerfGE 52, 303 <354>). Geschützt werden im Unterschied 
zu Artikel 129 Abs. 3 WRV nicht die „wohl erworbenen 
Rechte“ des Beamten, sondern nur ein Kembestand - Ali- 
mentationsprinzip, Laufbahngrundsatz, Leistungsprinzip, 
Lebenszeitprinzip - von Strukturprinzipien der Institutionen 
des Berufsbeamtentums (vgl. BVerfG, Urteil vom 8. Februar 
1977, a. a. O., S. 278; Beschluss vom 7. November 1979, 
a. a. O., S. 335; Urteil vom 10. April 1984 - 2 BvL 19/82 -, 
BVerfGE 67, 1 <12>; Urteil vom 10. Dezember 1985 
- 2BvL 18/83 -, BVerfGE 71, 255 <268>). Insbesondere 
kann Artikel 33 Abs. 5 GG eine Bestandsgarantie für die ne- 
ben der Besoldung in der Vergangenheit belassenen Gebüh- 
renanteile der Notare im Landesdienst und Notarvertreter 
nicht entnommen werden (vgl. BVerfG, Beschluss vom 
23. Dezember 2005 - 2 BvR 1779/05 -, Rn. 6; BGH, Be- 
schluss vom 23. Juli 2007 - NotZ 42/07 -, Rn. 13). Im Üb- 
rigen lässt Artikel 33 GG dem Gesetzgeber einen weiten Ge- 
staltungsspielraum für die Angleichung des Beamtenrechts 
an neue Entwicklungen und Sachverhalte (vgl. BVerfG, Be- 
schluss vom 7. November 1979, a. a. O., S. 335 f.). Er lässt 
es grundsätzlich zu, das bestehende Recht an veränderte Ge- 
gebenheiten anzupassen oder aus politischen Gründen einen 
Wandel der Verhältnisse zu bewirken (vgl. BVerfG, Urteil 
vom 10. April 1984, a. a. O., S. 15; ähnlich Urteil vom 8. Fe- 
bruar 1977, a. a. O., S. 277 f). 

Die Gesichtspunkte, die den mit dem Systemwechsel im ba- 
den-württembergischen Notariatswesen verbundenen Wan- 
del der Verhältnisse motivieren, sind von erheblichem 
Gewicht: Die Strukturreform des Notariats in Baden- 
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Württemberg soll dazu beitragen, die in unmittelbarer 
Staatsverwaltung erledigten Aufgaben auf den Bestand zu- 
rückzufiihren, der tatsächlich in die Hand der unmittelbaren 
Staatsverwaltung gehört. Außerdem soll mittels des System- 
wechsels die Organisation des Notariatswesens in Ba- 
den-Württemberg einschließlich des Bereichs der freiwil- 
ligen Gerichtsbarkeit an die im übrigen Bundesgebiet 
bewährte Organisation herangeführt werden. Damit wird im 
Bereich des Notariats eine historisch bedingte Rechtszer- 
splitterung bereinigt. 

Ebenfalls gewichtig sind die Gesichtspunkte, die für eine 
Strukturrefomi zu einem Stichtag sprechen: Müsste das Auf- 
gabenspektrum der Notare im Landesdienst bis zur Pen- 
sionierung eines jeden Amtsträgers im heute bestehenden 
Maße bei staatlichen Notariaten gewährleistet werden, wäre 
das Land auf eine Überleitung über Jahrzehnte hin festge- 
legt. Notare im Sinne des § 3 BNotO könnten nur sukzessive 
bestellt werden. Im Bereich der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
käme es zu Mischstrukturen, die organisatorisch kaum zu 
bewältigen und für die Bürgerinnen und Bürger nur schwer 
zu durchschauen wären. Sowohl für das Land als auch für 
das rechtsuchende Publikum ist ein Systemwechsel zu einem 
Stichtag um vieles günstiger. 

Aus der für die Notare im Landesdienst und Notarvertreter in 
Baden-Württemberg unmittelbar anwendbaren Verfassungs- 
regelung des Artikels 33 Abs. 5 GG ergibt sich im Zuge des 
Systemwechsels die Pflicht, auf Grund des aus dem Rechts- 
staatsprinzip fließenden Gebots des Vertrauensschutzes, des 
Verhältnismäßigkeitsprinzips sowie der dem Beamten von 
seinem Dienstherm geschuldeten Fürsorge das Vertrauen am 
Fortbestand der bestehenden Regelung mit dem Interesse 
des Staates an einer Veränderung abzuwägen und erforder- 
lichenfalls eine angemessene Übergangsregelung zu schaf- 
fen (vgl. BVerfG, Urteil vom 8. Februar 1977, a. a. O., 
S. 286 ff; Urteil vom 10. April 1984, a. a. O., S. 15 f ; Urteil 
vom 10. Dezember 1985, a. a. O., S. 272 ff). Dabei kommt 
dem Gesetzgeber grundsätzlich eine Befugnis zur Typisie- 
rung zu (vgl. BVerfG, Beschluss vom 29. Oktober 1992 

- 1 BvR 1581/91 -, DNotZ 1993, 260, 263). Bei der Beurtei- 
lung der danach angemessenen Übergangsregelungen ak- 
zeptiert das Bundesverfassungsgericht einen weiten Gestal- 
tungsspielraum des Gesetzgebers (BVerfG, Urteil vom 
10. April 1984, a. a. O., S. 15; Beschluss vom 30. September 
1987-2 BvR 933/82 -, BVerfGE 76, 256 <295>). 

Für die zum Statuswechsel bereiten Notare im Landesdienst 
und Notarvertreter, die zum 1. Januar 2018 zu Notaren zur 
hauptberuflichen Amtsausübung bestellt werden, bedarf es 
einer Übergangsregelung nicht, weil sie durch den System- 
wechsel nicht beschwert werden. Im Sinne einer angemesse- 
nen Übergangsregelung werden zu Gunsten der Notare und 
Notarvertreter, die im Landesdienst verbleiben, folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 

- Den bisher im badischen Rechtsgebiet bestellten Notaren 
im Landesdienst und Notarvertretem, die über die Be- 
fähigung zum Richteramt nach dem Deutschen Richter- 
gesetz verfügen, wird der Wechsel zu den ordentlichen 
Gerichten und zu den Staatsanwaltschaften ennöglicht. 
Dort sind sie nicht mehr mit Aufgaben des Rechtspfle- 
gers im Nachlass- und Grundbuchwesen, sondern mit 
Aufgaben betraut, die Personen mit ihrer - allgemeinen - 


Qualifikation, eben der Befähigung zum Richteramt nach 
dem Deutschen Richtergesetz, Vorbehalten sind. 

- Die bisher im württembergischen Rechtsgebiet bestellten 
Notare im Landesdienst und Notarvertreter werden zu 
den Amtsgerichten wechseln und dort weiter mit Auf- 
gaben der freiwilligen Gerichtsbarkeit betraut sein. Sie 
werden diese Aufgaben im bisher bewährten Umfang 
wahmehmen. Die weiter gehenden Richtervorbehalte 
nach dem Rechtspflegergesetz werden für sie nicht gel- 
ten. 

- Aus dem Kreis der Notare im Landesdienst und Notar- 
vertreter, die nicht zu Notaren zur hauptberuflichen 
Amtsausübung bestellt werden, werden Prüfer berufen, 
die die Aufsichtsbehörden bei ihrer Aufsichtstätigkeit 
unterstützen. 

- Zu Gunsten sämtlicher (ehemaliger) Notare im Landes- 
dienst und Notarvertreter wird bei der Bestellung von 
Notaren zur hauptberuflichen Amtsausübung nach dem 
1. Januar 2018 in Baden- Württemberg ein Regelvorrang 
greifen. 

Mittels dieser Instrumentarien wird der Systemwechsel für 
die Notare im Landesdienst und Notarvertreter gemäß den 
Vorgaben des Grundgesetzes abgefedert. Die Notaranwärter, 
die gegenwärtig an der Notarakademie Baden- Württemberg 
studieren, werden nach Bedarf noch in die Laufbahn des 
Bezirksnotars übernommen werden. Außerdem wird ihnen 

- ebenfalls in Übereinstimmung mit den Vorgaben der Ver- 
fassung - künftig neben dem Zugang zur Wahrnehmung der 
Aufgabe des Rechtspflegers der Zugang zu einem Anwärter- 
dienst im Sinne des § 7 BNotO eröffnet werden. Damit 
erhalten sie - ohne Zeitverlust! - die Chance, die begonnene 
Ausbildung zur Erreichung des Berufs zu nutzen, in dem der 
Beruf des Bezirksnotars aufgehen wird (zu der Verträg- 
lichkeit einer solchen Regelung mit verfassungsrechtlichen 
Grundsätzen vgl. BVerfG, Beschluss vom 5. Mai 1987 

- 1 BvR 724/81, 1 BvR 1000/81, 1 BvR 1015/81 u. a. -, 
BVerfGE 75, 246 <280>.). 

Die Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers ergibt sich auch 
für die Artikel 3 bis 9 des Gesetzentwurfs aus Artikel 74 
Abs. 1 Nr. 1 GG (bürgerliches Recht, gerichtliches Ver- 
fahren). Für Artikel 10 des Gesetzentwurfs folgt die Zustän- 
digkeit aus Artikel 105 Abs. 2 i. V. m. Artikel 106 Abs. 3 
GG und für Artikel 1 1 aus Artikel 125a Abs. 1 GG. 

Der Voraussetzungen des Artikels 72 Abs. 2 GG bedarf es 
bei der auf Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG gestützten Gesetzge- 
bungsbefugnis nicht. 

Auf Grund der Neufassung des Artikels 84 Abs. 1 GG bedarf 
das Gesetz zwar der Zustimmung des Bundesrates, aber 
nicht mehr nach dieser Vorschrift. Sehr wohl folgt eine Zu- 
stimmungsbedürftigkeit aber aus Artikel 105 Abs. 3 GG. Die 
Einleitungsformel sieht entsprechend eine Zustimmung des 
Bundesrates vor. 

Eine Änderung des Artikels 138 GG durch ein Gesetz zur 
Änderung des Grundgesetzes erfolgt gesondert. 

3. Alternativen 

Keine 
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4. Gesetzesfolgen 

Das Gesetz wird langfristig einen wertvollen Beitrag zur 
Rechtsvereinheitlichung im Bundesgebiet leisten. 

Der Bundeshaushalt wird durch die Gesetzesänderungen 
nicht belastet. 

Konkrete Aussagen darüber, ob und in welcher Höhe der 
Haushalt des Landes Baden-Württemberg durch die Struk- 
turreform belastet werden wird, lassen sich nicht treffen. 
Den Mindereinnahmen aus Notargebühren werden künftig 
Minderausgaben für Besoldungs- und Versorgungsleistun- 
gen gegenüberstehen. Außerdem wird die Strukturreform 
sowohl dem Land Baden-Württemberg als auch den baden- 
württembergischen Gemeinden Einsparungen ermöglichen. 

Der Wirtschaft und den privaten Haushalten werden durch 
die Reform keine Kosten entstehen. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (§§ 114, 115 der Bundesnotarordnung) 

Der in Baden-Württemberg vorgesehene flächendeckende 
Systemwechsel ist durch eine erste Änderung der Bundes- 
notarordnung, die früher als die meisten anderen Teile des 
beabsichtigten Gesetzes in Kraft treten soll, vorzubereiten: 

Der Systemwechsel soll so vollzogen werden, dass die zu 
einem bestimmten Stichtag bei den Abteilungen „Beurkun- 
dung und vorsorgende Rechtspflege“ bestellten Notare im 
Landesdienst und Notarvertreter von Gesetzes wegen als zu 
Notaren zur hauptberuflichen Amtsausübung bestellt gelten. 
Es steht zu erwarten, dass der zu diesem Stichtag bestehende 
Bedarf an Notaren zur hauptberuflichen Amtsausübung mit 
wechselbereiten Notaren im Landesdienst und Notarvertre- 
tem des badischen Rechtsgebiets nicht wird gedeckt werden 
körmen. Um möglichst vielen Notaren im Landesdienst und 
Notarvertretem des württembergischen Rechtsgebiets die 
Möglichkeit zu eröffnen, ab dem Stichtag als Notare im 
Hauptberuf in Baden- Württemberg tätig zu sein, werden die 
bisherigen §§114 und 115 BNotO in einem neuen § 114 
BNotO zusammengeführt. Auf diese Weise wird klargestellt, 
dass es dem Land Baden- Württemberg ab dem Inkrafttreten 
des Artikels 1 möglich sein wird, bisher in der Bundesnotar- 
ordnung so bezeichnete Bezirksnotare und Notarvertreter 
mit der Befähigung für das Amt des Bezirksnotars in beiden 
Rechtsgebieten zu verwenden. Dabei orientiert sich der neue 
§ 1 14 BNotO an der Fassung des durch das Vierte Gesetz zur 
Änderung der Bundesnotarordnung (BGBl. 1 S. 2 1 88) über- 
arbeiteten § 115 BNotO, der mit der Zusammenfassung des 
Regelungsgehalts in einer Vorschrift entbehrlich wird. 

Absatz 5 ergänzt § 7 BNotO: Die Regelung entspricht der in 
Artikel 2. Sie stellt sicher, dass ein Anwärterdienst bei Be- 
darf auch vor dem 1 . Januar 2018 eingerichtet werden kann. 

Zu Artikel 2 (§ 114 der Bundesnotarordnung) 

Artikel 2 führt in § 114 die Übergangsregelungen in die Bun- 
desnotarordnung ein, die auch nach dem Systemwechsel 
noch erforderlich sein werden. 


Absatz 1 des neuen und vollständig überarbeiteten § 1 14 ent- 
hält das Herzstück der Reform: Die Vorschrift bringt zum 
Ausdruck, dass in Baden-Württemberg künftig Notare im 
Sinne des § 3 Abs. 1 bestellt werden. 

Absatz 2 beinhaltet die wesentliche Bestimmung für den 
Systemwechsel. Mittels dieser Regelung werden die Notare 
im Landesdienst und Notarvertreter, die zu dem im Gesetz- 
entwurf vorgesehenen Stichtag wenigstens mit einem Teil 
ihrer Arbeitskraft bei den Abteilungen „Beurkundung und 
vorsorgende Rechtspflege“ der staatlichen Notariate tätig 
sind, zu Notaren zur hauptberuflichen Amtsausübung be- 
stellt. Der Statuswechsel knüpft an die Verwendung in einer 
bestimmten Abteilung des staatlichen Notariats an. Eine 
Altersgrenze gilt hier nicht. Bei Versetzungen und Umset- 
zungen, die zur Vorbereitung des Systemwechsels erforder- 
lich werden, wird das Land Baden-Württemberg als Dienst- 
herr sicherstellen, dass nur solche Notare im Landesdienst 
und Notarvertreter zum Stichtag bei den Abteilungen „Beur- 
kundung und vorsorgende Rechtspflege“ tätig sein werden, 
die bereit sind, den Statuswechsel mit zu vollziehen. Dass 
mit dem Wechsel in das Amt des Notars zur hauptberuf- 
lichen Amtsausübung ein Ausscheiden aus dem Beamten- 
verhältnis zum Land Baden-Württemberg verbunden sein 
wird, versteht sich und wird dadurch gewährleistet werden, 
dass die zum Statuswechsel bereiten Beamten ihre Entlas- 
sung mit Ablauf des 3 1 . Dezember 2017 beantragen werden. 
Schon bisher machte § 1 14 Abs. 3 BNotO in der Fassung des 
Gesetzes zur Änderung des Berufsrechts der Notare und der 
Rechtsanwälte vom 29. Januar 1991 (BGBl. IS. 150)zur Be- 
endigung des Beamtenverhältnisses keine Vorgaben, wenn 
auch selbstverständlich war, dass die Bestellung zum Notar 
zur hauptberuflichen Amtsausübung mit dem Ausscheiden 
aus dem Staatsdienst verbunden sei (vgl. BGH, Beschluss 
vom 22. Oktober 1979 - NotZ 1/79 -, DNotZ 1980, 490, 
495). Dass der Notar im Regelfall nicht zugleich Inhaber 
eines besoldeten Amtes sein darf, folgt aus § 8 Abs. 1 Satz 1 
BNotO. Die Vorgabe zu Amtssitz und Amtsbereich kann 
nach Maßgabe der §§10 und 10a BNotO geändert werden. 
Die Aushändigung einer Bestallungsurkunde hat für die den 
Status zum Stichtag von Gesetzes wegen wechselnden Nota- 
re - anders als sonst nach § 12 Satz 1 BNotO - keine Status 
begründende Wirkung. Sie dient allein dem Nachweis der 
neu erworbenen Stellung gegenüber Dritten. Für die Vereidi- 
gung gilt § 13 BNotO entsprechend. 

Absatz 3 befasst sich mit der Verwahrung der bei den staat- 
lichen Notariaten im Zusammenhang mit der Tätigkeit nach 
§ 3 Abs. 1 des baden-württembergischen Landesgesetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit angefallenen Akten und 
Bücher. Die bei den Abteilungen „Beurkundung und vorsor- 
gende Rechtspflege“ der staatlichen Notariate angefallenen 
Akten und Bücher werden den Notaren übergeben, die mit 
dem Stichtag den Statuswechsel zum Notar zur hauptberuf- 
lichen Amtsausübung vollziehen. Auf diese Weise soll 
sichergestellt werden, dass diese Akten und Bücher in dem 
noch erforderlichen Umfang von den sachnächsten Berufs- 
trägem weiter bearbeitet werden können. Soweit am 1 . Janu- 
ar 2018 Akten und Bücher aus der Tätigkeit der Notare im 
Landesdienst und Notarvertreter nach § 3 Abs. 1 des 
baden-württembergischen Landesgesetzes über die freiwil- 
lige Gerichtsbarkeit vorhanden sind, die bis dahin den Abtei- 
lungen „Freiwillige Gerichtsbarkeit“ zugeordnet waren, gel- 
ten die §§ 45, 51 BNotO. 
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Absatz 4 stellt sicher, dass zu Gunsten der zum Stichtag in 
Baden-Württemberg tätigen Notare im Landesdienst und 
Personen, die am 3 1 . Dezember 2017 die Voraussetzungen 
für die Emermung zum Bezirksnotar erfüllten, ein Regel- 
vorrang eingreift, soweit nach dem Stichtag Stellen für 
Notare zur hauptberuflichen Amtsausübung auf der Grund- 
lage des § 6b Abs. 1 BNotO ausgeschrieben werden. Da in 
Baden-Württemberg bisher nach § 17 Abs. 2 des baden- 
württembergischen Landesgesetzes über die freiwillige Ge- 
richtsbarkeit zum Notar im Landesdienst ernannt werden 
konnte, wer die Befähigung zum Richteramt nach dem Deut- 
schen Richtergesetz oder die Befähigung zum Amt des Be- 
zirksnotars hatte, verfügt Baden-Württemberg über eine 
große Anzahl hoch qualifizierter und versierter Praktiker, die 
biszum31. Dezember 2017 als Notare im Landesdienst und 
Notarvertreter tätig sein werden, die Voraussetzung einer 
Bestellung nach der Bundesnotarordnung - im badischen 
Rechtsgebiet jedenfalls in der Regel wegen § 7 Abs. 1 
BNotO, im württembergischen Rechtsgebiet wegen der §§ 5 
und 7 Abs. 1 BNotO - aber nicht erfüllen. Auf den Sach- 
verstand dieser im Landesdienst tätigen Notare karm Baden- 
Württemberg auch in Zukunft nicht verzichten. Um zu ge- 
währleisten, dass eine Bestellung dieser Notare im Landes- 
dienst zu Notaren im Sinne des § 3 Abs. 1 BNotO nicht an 
den formalen Voraussetzungen der Bundesnotarordnung 
scheitert, bestimmt Absatz 4, dass in Abweichung von § 5 
auch solche Bewerber zu Notaren nach § 3 Abs. 1 BNotO 
bestellt werden können, die statt der Befähigung zum Rich- 
teramt nach dem Deutschen Richtergesetz die Befähigung 
zum Amt des Bezirksnotars erworben haben, und dass eine 
frühere Tätigkeit als Notar im Landesdienst die Voraus- 
setzungen einer Bestellung nach § 7 Abs. 1 BNotO ersetzt. 
Ansonsten gelten die allgemeinen Vorschriften, insbesonde- 
re § 6 Abs. 1 Satz 2 BNotO. 

Zu Gunsten der dort näher bezeichneten Bewerber statuiert 
Absatz 4 einen Regelvorrang. Die Bestimmung knüpft damit 
an die Konstruktion des § 1 15 Abs. 2 BNotO in der Fassung 
des Vierten Gesetzes zur Änderung der Bundesnotarordnung 
vom 22. Juli 2005 (BGBl. I S. 2188) an. Zugleich übernimmt 
sie mit der Bezugnahme auf Personen, die die Ernennung 
zum Bezirksnotar erfüllen, die bisher gültigen Grundsätze, 
denen zufolge die Bestellung zum Notar zur hauptberuf- 
lichen Amtsausübung voraussetzt, dass der Bewerber den 
beamtenrechtlichen Voraussetzungen einer Ernennung zum 
Bezirksnotar - Befähigung zur Anstellung als Bezirksnotar - 
genügt (vgl. dazu BGH, Beschluss vom 22. Oktober 1979, 
a. a. O., S. 490 ff.; Beschluss vom 20. Januar 1969 -NotZ 
2/68 -, DNotZ 1969, 510 ff). Bei der Prüfung dieser Voraus- 
setzung wird die bis zum 31. Dezember 2017 geltende 
Rechtslage fortzudenken sein. 

Über die die Bestimmungen zu einem Regelvorrang in der 
Bundesnotarordnung sonst rechtfertigenden Gesichtspunkte 

- besondere Kenntnis landesrechtlicher Vorschriften, länge- 
re Bewährung unter unmittelbarer staatlicher Kontrolle (vgl. 
dazu BVerfG, Beschluss vom 28. April 2005 - 1 BvR 223 1/ 
02 u. a. -, Rn. 26; BGH, Beschluss vom 1. August 2005 

- NotZ 11/05 -, Rn. 5 f ; Beschluss vom 22. Oktober 1979, 
a. a. O., S. 495) - spielt hier eine Rolle, dass auf Grund der 
großen Zahl der beamteten Berufsträger nicht alle wechsel- 
bereiten Notare im Landesdienst und Notarvertreter zum 
Stichtag den Statuswechsel werden mit vollziehen können, 
bei dieser Personengruppe aber ein Vertrauenstatbestand ge- 


schaffen wurde. Aus Gründen der Fürsorge muss dann zu- 
mindest gewährleistet sein, dass sie mittels eines Regelvor- 
rangs die Chance bekommen, sich bevorzugt auf mit der Zeit 
frei werdende Stellen für Notare zur hauptberuflichen Amts- 
ausübung zu bewerben. Dieses Anliegen ist um so beacht- 
licher, als zu Gunsten der Notare im Landesdienst und Notar- 
vertreter, die die Voraussetzungen des § 5 zweiter Halbsatz 
nicht erfüllen, die Gesichtspunkte, die die Einführung eines 
§ 117b Abs. 1 BNotO mit dem Ersten Gesetz über die 
Bereinigung von Bundesrecht im Zuständigkeitsbereich des 
Bundesministeriums der Justiz vom 19. April 2006 
(BGBl. I S. 866) rechtfertigten (vgl. dazu BVerfG, Be- 
schluss vom 26. September 2001 - 1 BvR 1740/98 u. a. -, 
NJW-RR 2002, 492 ff, und die amtliche Begründung auf 
Bundestagsdrucksache 16/47, S. 56), nicht eingreifen: Die 
Bundesnotarordnung stellte und stellt traditionell nur die im 
württembergischen Rechtsgebiet bestellten Notare zur 
hauptberuflichen Amtsausübung von den Anforderungen 
des § 5 zweiter Halbsatz BNotO frei. Deshalb ergibt sich 
weder aus Artikel 3 Abs. 1 noch aus Artikel 12 Abs. 1 GG 
ein Anspruch, dieses Privileg auf das Gebiet der anderen 
Länder zu erstrecken. Unter diesen Umständen ist es um so 
wichtiger, dass Personen, die die Voraussetzungen des § 5 
zweiter Halbsatz BNotO nicht erfüllen, in Baden-Württem- 
berg aber am 3 1 . Dezember 20 1 7 als N otare im Landesdienst 
oder Notarvertreter Verwendung fanden, die Möglichkeit 
haben, sich bevorzugt auf Stellen für Notare zur hauptberuf- 
lichen Amtsausübung in Baden-Württemberg zu bewerben. 

Absatz 5 ergänzt § 7 BNotO. Neben Notaren und Notarver- 
tretem, die am 31. Dezember 2017 als solche verwendet 
wurden und einen Statuswechsel zum Stichtag nicht vollzie- 
hen können oder wollen und in den Genuss des Regelvor- 
rangs nach Absatz 4 kommen werden, werden in Ba- 
den-Württemberg nach dem 31. Dezember 2017 auch 
zahlreiche württembergische Notariatsassessoren vorhanden 
sein, die die Voraussetzungen des Regelvorrangs nach Ab- 
satz 4 nicht erfüllen werden. Diesen württembergischen No- 
tariatsassessoren soll - erneut im Sinne eines Regelvorrangs - 
bevorzugt ein Zugang zu einem in Baden-Württemberg ein- 
gerichteten Anwärterdienst im Sinne des § 7 BNotO eröffnet 
werden. Zugleich stellt Absatz 5 klar, dass zu Gunsten der 
Notarassessoren mit Befähigung für die Laufbahn des Be- 
zirksnotars, die einen dreijährigen Anwärterdienst geleistet 
haben und sich im Anwärterdienst des Landes Ba- 
den-Württemberg befinden, bei der Bestellung zum Notar 
zur hauptberuflichen Amtsausübung in Baden-Württemberg 
das Vorhandensein der Befähigung zum Richteramt nach 
dem Deutschen Richtergesetz fingiert wird. Die Differenzie- 
rung zwischen den Bewerbern, die in den Genuss des Regel- 
vorrangs nach Absatz 4 kommen werden, und den Bewer- 
bern, zu deren Gunsten „nur“ der Regelvorrang des Absatzes 5 
greift, ist gerechtfertigt, da eine - drei Jahre regelmäßig 
überschreitende - Verwendung als Notarvertreter im 
württembergischen Rechtsgebiet einer Bestellung zum Be- 
zirksnotar stets vorausging. Württembergische Notariatsas- 
sessoren, die an Stelle einer mehrjährigen Verwendung als 
Notarvertreter einen Anwärterdienst nach § 7 BNotO absol- 
vieren, erleiden keinen Nachteil. 

Absatz 6 ergänzt § 93 Abs. 3 Satz 1 BNotO. Nach dieser Be- 
stimmung richtet sich die Zuständigkeit zur Durchführung 
der Prüfung der Notare im Sinne des § 3 BNotO nach den 
hierzu erlassenen Bestimmungen der Landesjustizverwal- 
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tungen. Auf der Grundlage dieser Regelung ist es schon bis- 
her möglich, so genannte hauptamtliche Prüfer für den ge- 
samten Bezirk eines Oberlandesgerichts zu bestellen, die 
gleichwohl im Auftrag des zuständigen Präsidenten des 
Landgerichts prüfen (Baumann, in: Eylmann/Vaasen, Kom- 
mentar zur Bundesnotarordnung und zum Beurkundungsge- 
setz, 2. Aufl. 2004, § 93 BNotO Rn. 12). Absatz 6 verdeut- 
licht, dass zu solchen hauptamtlichen Prüfern auch Beamte 
des Landes Baden-Württemberg mit der Befähigung für die 
Laufbahn des Bezirksnotars bestellt werden können. 

Zu Artikel 3 (Aufhebung des Gesetzes über die 
Ermächtigung des Landes 
Baden-Württemberg zur Rechts- 
bereinigung) 

Auf Grund des Gesetzes über die Ermächtigung des Landes 
Baden-Württemberg zur Rechtsbereinigung konnte das 
Land Baden- Württemberg zum Zwecke der Herstellung der 
Rechtseinheit im Lande die Geltung überkommener Vor- 
schriften über die Grenzen eines Rechtsgebiets hinaus 
anordnen, auch wenn sie bundesgesetzlichen Vorschriften 
widersprachen. Außerdem erhielt das Land Baden-Württem- 
berg die Befugnis, für die besondere amtliche Verwahrung 
von Testamenten und Erbverträgen an Stelle der Amts- 
gerichte die Notariate als zuständige Stellen zu bestimmen. 

Da die Verhältnisse in Baden- Württemberg künftig den Ver- 
hältnissen im restlichen Bundesgebiet angepasst werden und 
ein Bedürfnis für eine Vereinheitlichung allein bezogen auf 
das Landesgebiet nicht mehr bestehen wird, hat das Gesetz 
über die Ermächtigung des Landes Baden-Württemberg zur 
Rechtsbereinigung keine sachliche Berechtigung mehr und 
ist aufzuheben. 

Zu Artikel 4 (§ 23c Satz 1 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes) 

Die örtliche Zuständigkeit der Vormundschafts- und Nach- 
lassgerichte ergibt sich aus den §§ 36, 65, 70 und 73 des 
Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit (EGG). § 23c Satz 1 GVG ermächtigt die Lan- 
desregierungen unter anderem, durch Rechtsverordnung 
einem Amtsgericht für die Bezirke mehrerer Amtsgerichte 
ganz oder teilweise die Vormundschafts-, Betreuungs- und 
Unterbringungssachen zuzuweisen, sofern die Zusammen- 
fassung der sachlichen Förderung der Verfahren dient oder 
zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung geboten 
erscheint. § 23c Satz 2 GVG ermächtigt die Landesregierun- 
gen zur Subdelegation auf die Landesjustizverwaltungen. 
Eine entsprechende Verordnungsermächtigung existiert bis- 
her für Nachlasssachen nicht. Auch in diesem Bereich be- 
steht allerdings ein Bedürfnis für eine Konzentration, so dass 
§ 23c Satz 1 GVG entsprechend zu ergänzen ist. Diese Er- 
gänzung erübrigte sich allerdings, sofern § 23c Satz 1 GVG 
vor dem Inkrafttreten des Artikels 4 eine Änderung im Sinne 
des Artikels 22 Nr. 10 des Entwurfs eines FGG-Refomige- 
setzes, Bundestagsdrucksache 16/6308, erführe. 

Zu Artikel 5 (§ 35 Abs. 1, 3 des Rechtspfleger- 
gesetzes) 

ln Baden-Württemberg finden auf der Grundlage des 
Rechtspfiegergesetzes bisher nur bei den Notariaten und 


Grundbuchämtem des badischen Rechtsgebiets Rechtspfie- 
ger Verwendung. Dies soll sich ändern: Denn nicht nur hat 
sich die Zusammenarbeit zwischen Notaren im Landesdienst 
und Rechtspfiegem bei den Notariaten und Grundbuchäm- 
tem des badischen Rechtsgebiets bewährt. Mit der Verwen- 
dung von Rechtspfiegem auch im württembergischen 
Rechtsgebiet werden die Rechtslage in Baden-Württemberg 
vereinheitlicht und zugleich eine personalwirtschaftlich 
schonende Gestaltung des Übergangs zur Regelform des 
Notariats nach der Bundesnotarordnung zu einem Stichtag 
ermöglicht. 

Mittels der Ergänzung des § 35 Abs. 1 RPflG werden die 
Einsatzmöglichkeiten für Rechtspfieger auf den Bereich der 
Vormundschaftssachen ausgedehnt, soweit sie im württem- 
bergischen Rechtsgebiet durch Landesrecht den Notariaten 
übertragen sind. Damit finden in diesem Bereich künftig 
auch die Absätze 2 und 3 Anwendung. 

Die Ergänzung des § 35 Abs. 3 RPflG steht in Zusammen- 
hang mit der Regelung des § 11 Abs. 2 RPflG. Nach § 35 
Abs. 3 Satz 2 RPflG tritt bei den nach dem Rechtspfieger- 
gesetz erforderlichen Vorlagen der Notar an die Stelle des 
Richters. Dies soll künftig auch im Verhältnis zwischen den 
Bezirksnotaren und den bei den Notariaten und Grundbuch- 
ämtem des württembergischen Rechtsgebiets tätigen Rechts- 
pfiegem gelten. Durch den neuen Absatz 3 Satz 3 soll klar- 
gestellt werden, dass die Gleichstellung von Richter und 
Notar nicht in den Fällen des § 11 Abs. 2 Satz 3 RPflG gilt, 
da sonst gegen bestimmte Entscheidungen des Rechts- 
pflegers eine gerichtliche Entscheidung nicht herbeigeführt 
werden könnte, ln den Fällen des § 11 Abs. 2 Satz 3 RPflG 
entscheidet der Richter des Amtsgerichts, in dessen Bezirk 
das Notariat oder das Gmndbuchamt seinen Sitz hat. 

Zu Artikel 6 (Änderung des Rechtspfiegergesetzes) 
Zu Nummer 1 (§ 33 Abs. 3 - neu) 

Wer die Befähigung zum Amt des Bezirksnotars erworben 
hat, verfügt über eine besondere Qualifikation, die einen 
weit gehenden Verzicht auf die Richtervorbehalte des 
Rechtspfiegergesetzes rechtfertigt. Dies bringt der neue § 33 
Abs. 3 RPflG zum Ausdrack. Er überträgt den mit Aufgaben 
der Rechtspflege betrauten Beamten des Justizdienstes im 
Sinne des Absatzes 2 im Bereich der Vomiundschafts- und 
Nachlasssachen Aufgaben in dem Umfang, in dem sie schon 
bisher von den im württembergischen Rechtsgebiet bestell- 
ten Notaren im Landesdienst und Notarvertretem erledigt 
wurden. Gegenüber der Rechtslage vor dem Inkrafttreten 
einer umfassenden Stmkturreform des Notariats in Ba- 
den-Württemberg ändert sich damit materiell nichts. Zu- 
gleich ist gewährleistet, dass die Aufgaben weiterhin im bis- 
herigen Umfang von den Bediensteten wahrgenommen 
werden können, die mit ihrer Erledigung am besten vertraut 
sind. 

§ 33 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 RPflG-E entspricht § 37 Abs. 1 
Nr. 1 des baden-württembergischen Landesgesetzes über die 
freiwillige Gerichtsbarkeit. § 37 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des 
baden-württembergischen Landesgesetzes über die freiwil- 
lige Gerichtsbarkeit entspricht § 14 Abs. 1 Nr. 1 und 19 
RPflG, der im neuen Absatz 3 Satz 1 nicht ausgenommen ist 
und deshalb im neuen Absatz 3 Satz 2 keiner besonderen Er- 
wähnung bedarf. Die neuen Nummern 2 bis 6 des Absatzes 3 
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Satz 2 übernehmen § 37 Abs. 1 Nr. 4 bis 8 des baden- 
württembergischen Landesgesetzes über die freiwillige Ge- 
richtsbarkeit. Nicht im neuen Absatz 3 Satz 2 aufgeführt ist 
§ 37 Abs. 1 Nr. 9, 11 und 12 des baden- württembergischen 
Landesgesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit. § 37 
Abs. 1 Nr. 9 des baden-württembergischen Landesgesetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit folgt schon jetzt dem 
Grundsatz des § 3 Nr. 2 Buchstabe a RPflG und entspricht 
im Wesentlichen § 14 Abs. 1 Nr. 21 RPflG, der im neuen 
Absatz 3 Satz 1 nicht ausgenommen ist. § 37 Abs. 1 Nr. 11 
des baden-württembergischen Landesgesetzes über die frei- 
willige Gerichtsbarkeit folgt § 14 Abs. 1 Nr. 20 RPflG, der 
nach dem neuen Absatz 3 Satz 1 ebenfalls weiter anwendbar 
ist. § 37 Abs. 1 Nr. 12 des baden-württembergischen Lan- 
desgesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit kann ersatz- 
los entfallen, da insoweit schon heute im übrigen Bundesge- 
biet kein Richtervorbehalt besteht (Rellenneyer, in: Arnold/ 
Meyer-Stolte, Rechtspflegergesetz-Kommentar, 6. Aufl. 
2002, § 14 Rn. 95). 

Zu Nummer 2 (§§ 35, 36) 

Die §§35 und 36 statuieren im Rechtspflegergesetz einen 
Vorbehalt für Baden-Württemberg im Bereich der Vormund- 
schaftsgerichte, der Nachlassgerichte und der Grundbuch- 
ämter und eine Ermächtigung zur Rechtsvereinheitlichung 
im Zusammenhang mit der Neugliederung von Amtsge- 
richtsbezirken. Da die landesrechtlichen Besonderheiten auf 
diesen Gebieten künftig entfallen, können die §§ 35 und 36 
RPflG aufgehoben werden. 

Zu Artikel 7 (§61 Abs. 4, § 64 des Beurkundungs- 
gesetzes) 

Die Aufgabe der landesrechtlichen Besonderheiten erlaubt 
es, die Sonderregelungen für Baden-Württemberg im Beur- 
kundungsgesetz zurückzuführen. 

§61 Abs. 4 BeurkG hat bisher die Funktion, die Beurkun- 
dungszuständigkeiten der bei den baden-württembergischen 
Gemeinden tätigen Ratschreiber in dem überkommenen 
Umfang aufrechtzuerhalten. 

Aufgabe der Ratschreiber nach dem baden-württember- 
gischen Landesgesetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit ist 
bisher insbesondere die Vertretung des Grundbuchbeamten, 
ln dieser Eigenschaft sind sie verpflichtet, schriftliche Erklä- 
rungen für das Grundbuchamt entgegenzunehmen und, so- 
weit vorgeschrieben, mit dem Eingangsvermerk zu verse- 
hen, die Einsicht in das Grundbuch, in die Urkunden, auf die 
im Grundbuch verwiesen ist, und in die noch nicht erledigten 
Eintragungsanträge zu gestatten sowie Abschriften zu ertei- 
len und zu beglaubigen. Im badischen Rechtsgebiet sind sie 
darüber hinaus zuständig für die Aufgaben des Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle, für die sonstigen Verrichtungen 
der Geschäftsstelle und des Kanzleidienstes und für das Kos- 
ten-, Kassen- und Rechnungswesen. 

Im Gegenzug haben sie bisher die — bundesgesetzlich über 
§61 Abs. 4 BeurkG gewährleistete — Befugnis, in einfach 
gelagerfen Grundstücksangelegenheiten bestimmte Erklä- 
rungen zu entwerfen und zu beurkunden. 

Da die Grundbuchämter im Zuge der baden-württember- 
gischen Notariatsreform zukünftig nicht mehr bei den Ge- 
meinden, sondern bei den Amtsgerichten angesiedelt sein 


werden, besteht keine Veranlassung mehr, die Befugnis der 
Ratschreiber der Gemeinden, in Grundbuchangelegenheiten 
Erklärungen zu entwerfen und zu beurkunden, zu erhalten. 
Dagegen bleibt § 63 BeurkG unberührt. 

§ 64 Satz 1 BeurkG bringt in seiner bisherigen Fassung zum 
Ausdruck, dass auch Notare im baden-württembergischen 
Landesdienst, auf die die Bundesnotarordnung keine An- 
wendung findet, Notare im Sinne des Beurkundungsgesetzes 
sind. 

§ 64 Satz 2 BeurkG stellt bisher sicher, dass die Mitwirkung 
eines Notars im Landesdienst an einer Beurkundung, an der 
das Land Baden-Württemberg beteiligt ist, nicht allein des- 
halb ausgeschlossen ist, weil der Notar in einem Dienst- 
verhältnis zum Land Baden-Württemberg steht. 

Mit der Angleichung der Struktur des Notariats in 
Baden-Württemberg an die Regelform des Notariats nach 
der Bundesnotarordnung ist die Sonderregelung des § 64 
BeurkG obsolet. 

Zu Artikel 8 (§143 der Grundbuchordnung) 

§ 143 in der bisher geltenden Fassung deckt den Betrieb der 
Grundbuchämter als staatliche Behörden mit Sitz in den Ge- 
meinden und die Verwendung der Notare im Landesdienst 
als Grundbuchbeamte. 

Da im Zuge der Strukturreform des baden-württember- 
gischen Notariats die Grundbuchämter in Baden-Württem- 
berg von den Gemeinden zu den Amtsgerichten verlagert 
werden, wird künftig keine Veranlassung mehr bestehen, 
Sonderregelungen dieses Inhalts für das Land Baden- 
Württemberg aufrechtzuerhalten. 

Die gegenwärtig in § 143 Abs. 1 und 2 GBO enthaltene Son- 
derregelung ist künftig für Baden- Württemberg entbehrlich. 
Sie soll ab dem 1 . Januar 2018 auf die Vorgabe reduziert wer- 
den, der zufolge nach Maßgabe des Landesrechts Einsicht in 
das maschinell geführte Grundbuch nach § 132 GBO auch 
bei anderen Behörden - auch Gerichten - genommen werden 
kann, die nicht als Grundbuchämter fungieren. Für die Ein- 
sicht gelten die üblichen Bestimmungen, ohne dass dies ne- 
ben dem Verweis auf § 132 GBO besonders angeordnet wer- 
den müsste. 

Zu Artikel 9 (Änderung der Kostenordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 142) 

§ 142 KostO ordnet bisher an, dass über Erinnerungen gegen 
den Kostenansatz und über die Festsetzung des Geschäfts- 
werts im Land Baden-Württemberg insoweit, als die Gebüh- 
ren für die Tätigkeit der Notare im Landesdienst der Staats- 
kasse zufließen, das Amtsgericht entscheidet, in dessen 
Bezirk der Notar seinen Amtssitz hat. 

Da künftig in Baden-Württemberg Notare im Landesdienst 
nicht mehr tätig sein werden und die Staatskasse an den Ge- 
bühreneinkünften nicht mehr teilnimmt, ist die Sonderrege- 
lung des § 142 KostO zu streichen. Dass für Kosten, die vor 
dem Inkrafttreten des Artikels 8 Nr. 1 des Gesetzentwurfs 
fällig geworden sind, das bisherige Recht gilt, ergibt sich aus 
§161 Satz 1 KostO. Die örtliche Zuständigkeit des Amtsge- 
richts richtet sich nach dem früheren Amtssitz des Notars. 
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Zu den Nummern 2 bis 8 

(§§ 143, 144 Abs. 1 Satz 1, § 144a Satz 1, § 151 Abs. 2, 
§ 152 Abs. 1, § 153 Abs. 2, 3, § 154 Abs. 1) 

Da Notaren im Sinne der Kostenordnung stets die Gebühren 
für ihre Tätigkeit selbst zufließen werden, können die bisher 
wegen § 142 KostO erforderlichen Zusätze dieses Inhalts 
entfallen. 

Zu Artikel 10 (§ 2 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 des Umsatz- 
steuergesetzes) 

Da auf die Tätigkeit der Notare im Sinne des § 3 Abs. 1 
BNotO künftig die allgemeinen steuerrechtlichen Bestim- 
mungen Anwendung finden werden, kann die Sonderrege- 
lung in § 2 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 UStG entfallen. 

Zu Artikel 11 (§ 37 Abs. 2 Satz 1 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes) 

Wegen der Anpassung der Strukturen der baden-württem- 
bergischen Notariatsverfassung an die des übrigen Bundes- 
gebiets ist § 37 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BBesG obsolet. Die 
Kompetenz für eine bereinigende Anpassung des § 37 


BBesG liegt nach Artikel 125a Abs. 1 GG weiterhin beim 
Bund (vgl. Uhle, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz-Kommen- 
tar, Band VI, Artikel 125a Rn. 27 f; Stand der Kommentie- 
rung: März 2006). 

Zu Artikel 12 (Schlussvorschriften) 

Die Absätze 1 und 2 ermöglichen ein gestuftes Inkrafttreten, 
um dem Land Baden-Württemberg Raum für die organisato- 
rische Vorbereitung der Strukturreform zu geben. Absatz 1 
Satz 2 stellt zugleich klar, dass sich die Änderung des § 1 14 
BNotO durch Artikel 1 nicht auf laufende Stellenbeset- 
zungsverfahren auswirkt, bei denen die in der Ausschrei- 
bung gesetzte Frist bei Inkrafttreten des Artikels 1 abgelau- 
fen sein wird. 

Nicht erforderlich ist eine Emiächtigung des Landesgesetz- 
gebers zur Rechtsetzung vor dem Inkrafttreten der Neurege- 
lungen im Zusammenhang mit Artikel 7. Sofern landesge- 
setzliche Regelungen einheitlich gelten und die Befugnis der 
Ratschreiber zur Beurkundung nicht ausgedehnt wird, er- 
möglicht § 61 Abs. 4 Satz 1 BeurkG schonjetzt eine Anpas- 
sung des Landesrechts an die im übrigen Bundesgebiet gel- 
tenden Vorgaben. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung nimmt zum Gesetzentwurf des Bun- 
desrates wie folgt Stellung: 

Die Bundesregierung unterstützt das Vorhaben des Landes 
Baden-Württemberg, das dortige Amtsnotariat in eine der 
in § 3 BNotO genannten Notariatsverfassungen - hier das 
Notariat zur hauptberuflichen Amtsausübung - zu über- 
führen. Dies und die mit der Neuregelung einhergehende 
Übertragung der Aufgaben der staatlichen Notariate und 
Grundbuchämter in Baden-Württemberg im Bereich der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit auf die Amtsgerichte fuhren zu 
einer Angleichung an die Rechtslage im übrigen Bundesge- 
biet. 

Dem Ziel, im Bereich des Notariats eine historisch bedingte 
Rechtszersplitterung zu bereinigen (Bundesratsdrucksache 
930/07 (Beschluss), S. 12), und dem Interesse an einer An- 
gleichung an die Rechtslage im übrigen Bundesgebiet wider- 
spricht es, unterschiedliche Notariatsformen im selben 
räumlichen Gebiet nebeneinander beizubehalten. Die Bun- 
desregierung schlägt daher vor, § 116 BNotO aufzuheben, 
nach dem in den in der Vorschrift genarmten Teilen des Lan- 
des Baden- Württemberg Anwaltsnotare bestellt werden 
können. 

Zum Einleitungssatz (Zustimmungsbedürftigkeit 
des Gesetzes) 

Die nach der Entwurfsbegründung auf Artikel 105 Abs. 3 
des Grundgesetzes gestützte Zustimmungsbedürftigkeit des 
Gesetzes (Bundesratsdrucksache 930/07 (Beschluss), S. 14) 
entfällt, wenn - wie von der Bundesregierung vorgeschlagen - 
Artikel 10 des Entwurfs gestrichen wird. 

Unabhängig hiervon teilt die Bundesregierung die Auffas- 
sung des Bundesrates nicht, dass das Gesetz wegen der in 
Artikel 10 vorgesehenen Streichung des § 2 Abs. 3 Satz 2 
Nr. 2 des Umsatzsteuergesetzes nach Artikel 105 Abs. 3 des 
Grundgesetzes zustimmungsbedürftig sei, sodass die Ein- 
gangsformel entsprechend zu ändern ist. 

Grund ist, dass Änderungs- und Aufhebungsgesetze nach der 
ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
nur dann der Zustimmung bedürfen, wenn festgestellt ist, 
dass sie ihrem Inhalt nach zustimmungsbedürftig sind. Ent- 
hält das Gesetz nicht auch zustimiuungsbedürftige Vor- 
schriften und ändert es auch keine solchen Vorschriften ab, 
so ist es nicht zustimmungsbedürftig (BVerfGE 37, 363, 
382 f., zuletzt bestätigt durch BVerfGE 114, 196, 231). Da- 
bei hat das Bundesverfassungsgericht seine materielle 
Betrachtungsweise dahingehend präzisiert, dass etwas ande- 
res nur gelte, wenn die aufgehobene Vorschrift dazu führe, 
dass in stärkerem Maße in die Hoheitsbefugnisse der Länder 
eingegriffen werde im Sinne einer Gewichtsverschiebung 
iiu föderativen System des Grundgesetzes (s. Höiuig, in: 
Hömig, Grundgesetz, 8. Aufl. 2007, Artikel 78 Rn. 5 mit 
Nachweisen). 


Dies ist bei der vorgesehenen Aufhebungsregelung nicht der 
Fall: Die beamteten Notare im Landesdienst, die bisher nach 
der genannten Vorschrift umsatzsteuerpflichtig sind, werden 
mit dem Stichtag 1. Januar 2018 hauptberufliche Notare und 
unterliegen dann als selbstständig tätige Personen den allge- 
meinen Vorschriften über umsatzsteuerpflichtige Personen. 
Die bis Ende 2017 geltende Sondervorschrift, die erforder- 
lich ist, damit notarielle Tätigkeiten von Beamten als um- 
satzsteuerpflichtige Tätigkeit erfasst werden, ist ab 2018 
überflüssig, weil ohne Anwendungsbereich. Auch wenn sie 
erhalten bliebe, hätte sie keinerlei Einfluss auf das Umsatz- 
steueraufkommen. 

Zu Artikel 2 (Änderung der Bundesnotarordnung 
zum 1. Januar 2018) 

Zu § 114 Abs. 2 Satz 1 BNotO-E 

Die Bundesregierung schlägt vor, nach den Wörtern „tätig 
ist“ die Wörter „und mit Ablauf des 31. Dezember 2017 auf 
eigenen Antrag aus dem Landesdienst entlassen wurde“ ein- 
zufügen. 

Die Ergänzung der Voraussetzungen für die Notarbestellung 
zum Stichtag 1 . Januar 2018 ist geboten, um das Risiko einer 
„falschen“ Notarbestellung per Gesetz zu minimieren. Die 
vorgeschlagene Regelung entspricht dem in der Begründung 
des Bundesrates dargestellten Verfahren, nach dem die zum 
Statuswechsel bereiten Beamten ihre Entlassung mit Ablauf 
des 31. Dezember 2017 beantragen werden (Bundesrats- 
drucksache 930/07 (Beschluss), S. 17). 

Zu § 114 Abs. 2 Satz 2 und 3 BNotO-E 

Die Bundesregierung schlägt vor, die Regelungen zum 
Amtsbereich und zur Änderung des Amtsbereichs zu strei- 
chen. Die Landesjustizverwaltungen können gemäß § 10a 
Abs. 1 Satz 2 BNotO den Amtsbereich allgemein oder im 
Einzelfall abweichend von der Regel des § 10a Abs. 1 Satz 1 
BNotO festlegen, nach der der Amtsgerichtsbezirk der 
Amtsbereich des Notars ist. Einer Sonderregelung in der 
Bundesnotarordnung, nach der der Amtsbereich in Baden- 
Württemberg der Bezirk des Landgerichts sein soll, bedarf es 
daher nicht. 

Zu Artikel 8 (Änderung der Grundbuchordnung) 

1 . Die Bundesregierung begrüßt die im Entwurf vorgesehene 
Übertragung der sachlichen Zuständigkeit in Grundbuch- 
sachen auf die Amtsgerichte und die vorgeschlagene Auf- 
hebung der weiteren für Baden-Württemberg geltenden 
Sonderregelungen des § 143 GBO. 

Durch die Zuständigkeitsverlagerung wird die Regelung 
des § 1 Abs. 1 Satz 3 GBO insoweit gegenstandslos, als 
sie auf die abweichenden Vorschriften des § 143 GBO für 
Baden-Württemberg Bezug nimmt. Die mit der Neufas- 
sung des § 143 GBO verfolgte Sonderzuständigkeit für 
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die Gewährung von Grundbucheinsichten stellt keine 
Abweichung von § 1 Abs. 1 Satz 1 dar, wonach die 
Grundbücher von den Amtsgerichten geführt werden, ln 
Artikel 8 des Gesetzentwurfs ist daher ergänzend die 
Änderung von § 1 Abs. 1 Satz 3 GBO in der Weise vor- 
zuschlagen, dass die Angabe „der §§143 und 144 für 
Baden-Württemberg und“ durch die Angabe „des § 144 
für“ ersetzt wird. 

2. Auf erhebliche Bedenken stößt die vorgeschlagene 
Neufassung des § 143 GBO. Danach soll in Baden- 
Württemberg die Einsicht in das maschinell geführte 
Grundbuch auch von anderen Behörden als dem Grund- 
buchamt gewährt werden können. 

a) Sachlich zuständig für die Gestattung der Grund- 
bucheinsicht sind die Grundbuchämter. Den sich 
durch die Einführung des elektronischen Grund- 
buchs ergebenden technischen Möglichkeiten hat der 
Bundesgesetzgeber Rechnung getragen, indem er die 
örtliche Zuständigkeit für die Gewährung der Grund- 
bucheinsicht erweitert hat (vgl. § 132 GBO). 

Im Interesse der Grundstückseigentümer an einer 
vertraulichen Behandlung der Grundbuchdaten setzt 
die Grundbucheinsicht nach § 12 Abs. 1 Satz 1 GBO 
die Darlegung eines berechtigten Interesses voraus. 
Die Grundbuchordnung gewährleistet, dass mit dem 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle ein qualifizier- 
ter Mitarbeiter des Grundbuchamts über das Ein- 
sichtsbegehren entscheidet (vgl. § 12c Abs. 1 Nr. 1 
GBO). Bei einer Übertragung der Zuständigkeit ins- 
besondere auf Stellen außerhalb der Justiz könnte ein 
solcher Standard nicht mehr garantiert werden. 

b) Aus der Begründung des Gesetzentwurfs geht nicht 
hervor, weshalb Baden-Württemberg ermächtigt 
werden sollte, für die Grundbucheinsicht eine von 
§ 132 Satz 1 GBO abweichende Zuständigkeitsrege- 
lung zu treffen, ln diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, dass der Vorschlag nicht darauf 
gestützt werden kann, es handele sich (lediglich) um 
die bundesrechtliche Normierung einer Zuständig- 
keitsregelung, zu der nach heutigem Recht der Lan- 
desgesetzgeber Baden-Württembergs bereits befugt 
sei. Nach § 1 Abs. 1 Satz 3 i. V. m. § 143 GBO kann 
in Baden- Württemberg durch Landesrecht geregelt 
werden, welche öffentliche Stelle abweichend von 
§ 1 Abs. 1 Satz 1 GBO Grundbuchamt ist. Der Lan- 
desgesetzgeber ist jedoch nicht befugt, einzelne Auf- 
gaben des Grundbuchamts auf andere Stellen zu 
übertragen. Zwar sieht § 35a des baden-württem- 
bergischen Landesgesetzes über die freiwillige Ge- 
richtsbarkeit auch heute schon die Einrichtung von 
Grundbucheinsichtsstellen vor. Bei diesen ist der 
Bezug zum Grundbuchamt jedoch dadurch gewahrt, 
dass die für die Führung der Grundbücher zustän- 
digen Notare und Notarvertreter zugleich Grund- 
buchbeamte für die Einsichtsstellen sind. Die nun- 
mehr vorgeschlagene Regelung würde hingegen die 
Einrichtung von Grundbucheinsichtsstellen ohne 
jegliche Anbindung an das Grundbuchamt ermög- 
lichen. 


Zu den Artikeln 9 bis 11 (Änderungen der Kosten- 
ordnung, des Umsatzsteu- 
ergesetzes und des Bundes- 
besoldungsgesetzes) 

Die Bundesregierung schlägt vor, die Artikel 9 bis 1 1 zu strei- 
chen. 

Artikel 9 sieht in der Kostenordnung die Streichung von 
Sondervorschriften für Notare vor, denen die Gebühren nicht 
selbst zufließen. Solche Notare wird es nach dem Stichtag 
(1. Januar 2018) bundesweit nicht mehr geben. Diese Vor- 
schriften können daher zum Stichtag entfallen. Dement- 
sprechend soll Artikel 9 auch erst mit Wirkung zum 
1. Januar 20 18 in Kraft treten. Die Kostenordnung soll 
allerdings im Rahmen des geplanten Kostenrechtsmoder- 
nisierungsgesetzes II (KostRMoG II) grundlegend überar- 
beitet werden. Die Neuregelung soll vor dem 1 . Januar 2018 
in Kraft treten. Die Streichungen sind daher zum gegenwär- 
tigen Zeitpunkt entbehrlich, da sie mit Inkrafttreten des 
KostRMoG II ins Leere gehen werden. Die Bundesregierung 
wird rechtzeitig vor dem Stichtag auf der Grundlage der 
überarbeiteten Kostenordnung die notwendigen Änderungen 
Vorschlägen. 

Artikel 10 sieht ebenfalls die Aufhebung einer Vorschrift 
vor, die mit dem Stichtag ohne Anwendungsbereich wäre. 
§ 2 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 UStG erfasst die Notare im Landes- 
dienst, die mit dem 1. Januar 2018 hauptberufliche Notare 
werden sollen und dann als selbstständige Personen den all- 
gemeinen Vorschriften über umsatzsteuerpfiichtige Perso- 
nen unterfallen würden. Auch diese Vorschrift kann daher 
zum Stichtag entfallen. Es ist jedoch nicht absehbar, ob § 2 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 UStG zum Zeitpurrkt des geplanten In- 
krafttretens am 1. Januar 2018 in seiner jetzigen Form noch 
Bestand haben wird. Eine Aufhebung sollte daher ebenfalls 
in einem engeren zeitlichen Zusammenhang mit dem vorge- 
sehenen Inkrafttreten erfolgen. 

Die Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes in Artikel 1 1 
des Entwurfs wird abgelehnt. Dem Zweck der Regelung 
karm nach der Föderalismusreform durch Änderung des 
Landesrechts genügt werden. Der klarstellenden Änderung 
des Bundesbesoldungsgesetzes wird der Entwurf eines Ge- 
setzes zur Neuordnung und Modernisierung des Bundes- 
dienstrechts (Dienstrechtsneuordnungsgesetz), der am 
17. Oktober 2007 von der Bundesregierung beschlossen 
wurde und der sich derzeit im parlamentarischen Gesetzge- 
bungsverfahren befindet (Bundestagsdrucksache 16/7076), 
Rechnung tragen. Dieser sieht in Artikel 2 Nr. 25 Buchstabe 
b vor, § 37 Abs. 2 BBesG insgesamt aufzuheben. 

Zu Artikel 12 Abs. 1 Satz 2 (Schlussvorschriften) 

Die vorgeschlagene Übergangsregelung zu § 6b Abs. 3 
BNotO sollte nicht in den Schlussartikel des Mantelgesetzes 
aufgenommen werden. Zum einen soll der besseren Über- 
sichtlichkeit wegen der letzte Artikel nur das Inkrafttreten 
regeln. Zum anderen gehören Übergangsregelungen in das 
jeweilige Stammgesetz, dessen Änderung die konkreten 
Übergangsregelungen erforderlich gemacht hat. Die Adres- 
saten körmen so die neuen oder geänderten Vorschriften und 
die dazugehörigen Übergangsregelungen in demselben Ge- 
setz vorfmden. Es wird deshalb vorgeschlagen, die Über- 
gangsvorschrift als neuen § 114 Abs. 6 BNotO in Artikel 1 
des Entwurfs aufzunehmen. 
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